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Gesetze und Verordnungen 

Kirchengesetz über ein Kirchengericht 
der evangelisch-lutherischen Kirchen 
in Schleswig-Holstein und Hamburg 

vom 10. November 1972 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­
che Schleswig-Holsteins hat folgendes Kirchengesetz beschlos­
sen: 

§ 1 

Errichtung des Kirchengerichts 

(1) Zur Verhandlung und Entscheidung kirchlicher Verfas-
sungs- und Verwaltungsstreitigkeiten errichten die 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Hol­
steins, 

Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen 
Staate, 

Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck, 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin 

durch Vertrag ein Kirchengericht als gemeinsames Verfas­
sungs- und Verwaltungsgericht mit dem Sitz in Kiel. 

(2) Dem Vertrag über die Errichtung und die Ordnung eines 
Kirchengerichts der evangelisch-lutherischen Kirchen in 
Schleswig-Holstein und Hamburg (Anlage zu diesem Ge­
setz) wird zugestimmt. 

(3) Die Kirchenleitung wird ermächtigt, den Vertrag unter­
schriftlich zu vollziehen. 

(4) Mit dem Inkrafttreten des Vertrages wird das durch ihn 
geschaffene Recht für die Landeskirche bindend. 

§ 2 

Zuständigkeit in Verfassungssachen 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in Verfassungssachen 

a) über die Auslegung der Rechtsordnung aus Anlaß von 
Meinungsverschiedenheiten zwischen der Landessynode, 
der Kirchenleitung, den Bischöfen und den Propstei­
synoden über den Umfang ihrer Rechte und Pflichten, 

b) über die Vereinbarkeit von Kirchengesetzen, Verord­
nungen und Satzungen mit der Rechtsordnung auf An­
trag eines Fünftels der Zahl der gesetzlichen Mitglie­
der der Landessynode oder auf Antrag der Kirchen­
leitung, eines Bischofs oder einer Propsteisynode. 

(2) Der Antrag nach Abs. 1 Buchstabe a ist nur zulässig, 
wenn der Antragsteller geltend macht, durch eine Maß­
nahme oder Unterlassung des Antragsgegners in seinen 
Rechten und Pflichten verletzt oder unmittelbar gefährdet 
zu sein. 

(3) Der Antrag nach Abs. 1 Buchstabe b ist nur zulässig, 
wenn der Antragsteller eine Rechtsnorm eines Kirchenge­
setzes, einer Verordnung oder einer Satzung wegen ihrer 
förmlichen oder sachlichen Unvereinbarkeit mit der Rechts­
ordnung 

a) für nichtig hält oder 

b) für gültig hält, nachdem ein kirchliches Organ oder 
eine kirchliche Amtsstelle sie als unvereinbar mit der 
Rechtsordnung nicht angewendet hat. 

(4) Unberührt bleibt die Zuständigkeit des Verfassungs- und 
Verwaltungsgerichts der Vereinigten Evangelisch-Lutheri­
schen Kirche Deutschlands nach § 2 Abs. 1 Buchst. a des 
Kirchengesetzes über die Errichtung eines Verfassungs­
und Verwaltungsgerichtes der Vereinigten Evangelisch­
Lutherischen Kirche Deutschlands vom 23. Juni 1950 in 
der Fassung des Kirchengesetzes vom 12. Dezember 1968 

(ABl. VELKD Bd. III S. 95). 

§ 3 

Zuständigkeit in Verwaltungssachen 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in kirchlichen Verwaltungs­
sachen 
a) über den Antrag auf Aufhebung eines Verwaltungs­

aktes (Anfechtungsklage), 
b) über den Antrag auf Vornahme eines abgelehnten oder 

unterlassenen Verwaltungsaktes einer kirchlichen Amts­
stelle (Verpflichtungsklage), 



c) über das Bestehen oder Nichtbestehen eines öffentlich­
rechtlichen Rechtsverhältnisses aufgrund des in der 
Landeskirche geltenden Rechts oder über die Nichtig­
keit eines Verwaltungsaktes (Feststellungsklage), 

d) über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten zwischen kirch­
lichen Körperschaften, die der Aufsicht der Landes­
kirche unterstehen, soweit die Streitigkeiten nicht un­
ter § 2 oder Buchst. a bis c oder e fallen, 

e) über alle ihm sonst durch Kirchengesetz zugewiesenen 
Fälle. 

(2) Zur Erhebung der Anfechtungs- und der Verpflichtungs­
klage (Abs. 1 Buchst. a und b) ist nur befugt, wer geltend 
macht, durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung 
oder Unterlassung in seinen Rechten verletzt zu sein. 

(3) Die Feststellungsklage (Abs. 1 Buchst. c) steht nur dem­
jenigen zu, der ein berechtigtes Interesse an der baldigen 
Feststellung hat. Die Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines öffentlich-rechtlichen Rechtsverhält­
nisses kann nicht begehrt werden, wenn der Kläger seine 
Rechte durch Klage gemäß Abs. 1 Buchst. a, b und d 
verfolgen kann oder hätte verfolgen können; dies gilt nicht, 
wenn die Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungs­
aktes begehrt wird. 

§ 4 

Kirchensteuers tre i ti gk e i t en 

Das Kirchengericht entscheidet nicht in Streitigkeiten über 
Kirchensteuern. 

§ 5 

Vermögensrechtliche Streitigkeiten 

Unbeschadet seiner Zuständigkeit für Entscheidungen auf 
dem Gebiet des kirchlichen Dienstrechts nach § 3 entscheidet 
das Kirchengericht nicht über vermögensrechtliche Ansprüche 
aus dem Dienstverhältnis der Inhaber kirchlicher Amts- und 
Dienststellungen. 

§ 6 

Geistliche Angelegenheiten 

Die Verwaltung der Sakramente und die Gewährung oder 
Verweigerung von sonstigen geistlichen Amtshandlungen un­
terliegen nicht der Nachprüfung durch das Kirchengericht. 

§7 

Andere Gerichte 

Die Zuständigkeit anderer kirchlicher Gerichte sowie son­
stiger richterlich tätiger kirchlicher Organe, die auf beson­
derer kirchengesetzlicher Vorschrift beruht, wird durch dieses 
Kirchengesetz nicht berührt. 

§8 

Gerichtsverfassung, Verfahren 

Für die Gerichtsverfassung des Kirchengerichts und für die 
Verfahren gelten die Bestimmungen der Kirchengerichtsord­
nung. 

§9 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden aufgehoben: 

a) das Kirchengesetz über die Errichtung eines Kirchengerichts 
vom 15. Mai 1952 (Kirchl. Ges. u. V.-Blatt S. 50) in der 
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Fassung des Kirchengesetzes vom 22. Juni 1960 (Kirchl. 
Ges.- u. V.-Blatt S. 9), 

b) die Verfahrensordnung für das Kirchengericht vom 9. De­
zember 1960 (Kirchl. Ges.- u. V.-Blatt 1961 S. 2). 

Die Amtszeit der Mitglieder des bisherigen Kirchengerichts 
endet mit dem rechtskräftigen Abschluß des letzten anhängi­
gen Verfahrens. 

• 

Vertrag 
über die Errichtung und die Ordnung 

eines Kirchengerichts der evangelisch­
lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein 

und Hamburg 

§ 1 

Zur Verhandlung und Entscheidung kirchlicher Verfassungs-
und Verwaltungsstreitigkeiten errichten 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig­
Holsteins, 
vertreten durch ihre Kirchenleitung, 

die Evangelisch-lutherische Kirche im Hamburgischen 
Staate, 
vertreten durch den Kirchenrat, 

die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck, 
vertreten durch ihre Kirchenleitung, 

die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin, 
vertreten durch den Landeskirchenrat, 

ein Kirchengericht als gemeinsames Verfassungs- und Ver­
waltungsgericht mit dem Sitz in Kiel. 

§ 2 

Das Kirchengericht führt die Bezeichnung „Kirchengericht 
der evangelisch-lutherischen Kirchen in Schleswig-Holstein und 
Hamburg". 

§ 3 

Die Zuständigkeit des Kirchengerichts richtet sich nach dem 
Recht der vertragschließenden Kirchen. 

§ 4 

Für das Verfahren gelten die Bestimmungen der beiliegen­
den Kirchengerichtsordnung, die Bestandteil dieses Vertrages 
ist. 

Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins 

Kiel, den 29. Januar 1974 

gez. Dr. Hübner 
Bischof 

Vorsitzender 
der Kirchenleitung 

Siegel 

gez. Dr. Grauheding 
Präsident 

als Mitglied 
der Kirchenleitung 
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Der Kirchenrat der Evangelisch-lutherischen Kirche 
im Hamburgischen Staate 

Hamburg, den 13. Dezember 1973 

gez. D. Wölber 
Bischof Siegel 

Die Kirchenleitung 
der Evangelisch-lutherischen Kirche in Lübeck 

Lübeck, den 20. Februar 1974 

gez. Stoll 
Siegel Senior 

Der Landeskirchenrat 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Eutin 

Eutin, den 6. März 1974 

gez. Kieckbusch 
Bischof Siegel 

* 

gez. Muus 
Oberkirchenrat 

Evang.-luth. Kirche im Hamburgischen Staate 
Der Kirchenrat 

Zusatzprotokoll 
zum Vertrag über die Errichtung und die 

Ordnung eines Kirchengerichts der 
evangelisch-lutherischen Kirchen in 

Schleswig-Holstein und Hamburg 

Im Auftrag der Synode der Evang.-luth. Kirche im Ham­
burgischen Staate gibt der Kirchenrat zur Kirchengerichtsord­
nung folgende Erklärung ab: 

Die gegenwärtige Fassung des § 12 Abs. 4 Satz 3 der Kir­
chengerichtsordnung wird dahin ausgelegt, daß die in ihm 
genannten Ausschlußtermine für die Geltendmachung der Ab­
lehnung wegen Besorgnis der Befangenheit sich nur auf be­
kannte Ablehnungsgründe erstrecken. Die §§ 64 und 65 der 
Kirchengerichtsordnung sollen alsbald durch die Synode der 
Nordelbischen Kirche in der Richtung überprüft werden, daß 
auch in Verfassungsangelegenheiten die Revision auf wesent­
liche Verfahrensverletzungen soll gestützt werden können. 

Hamburg, den 3. Dezember 1973 gez. D. W ö 1 b e r 

„ 

Kir c heng erich t so rdn ung 
des Kirchengerichts der evangelisch-

1 u t h e r i s c h e n K i r c h e n i n S c h 1 e s w i g -H o l s t e i n 
und Hamburg 

1. Ab s c h n i t t 

Zusammensetzung des Kirchengerichts 

§ 1 

Unabhängigkeit der Richter 

Die Mitglieder des Kirchengerichts sind unabhängig und 
nur an das in den Landeskirchen geltende Recht gebunden. 

§ 2 

Zusammensetzung des Kirchengerichts 

(1) Das Kirchengericht besteht aus dem Präsidenten, dem 
Vizepräsidenten und der erforderlichen Zahl von Beisit­
zern. 

(2) Ein Beisitzer wird zum ständigen Vertreter des Präsiden­
ten bestellt und führt die Dienstbezeichnung Vizepräsi­
dent. 

(3) Der Präsident, der Vizepräsident und die rechtskundigen 
Beisitzer müssen die Fähigkeit zum Richteramt besitzen. 

(4) Die Mitglieder des Kirchengerichts müssen nach dem Recht 
der Landeskirche, aus der sie berufen werden, zu Kirchen­
ältesten oder zu Kirchenvorstehern wählbar sein; von dem 
Erfordernis des Wohnsitzes im Gebiet der Landeskirche 
kann abgesehen werden. 

(5) Mitglieder der Kirchenleitungen, der Landessynoden und 
der obersten landeskirchlichen Verwaltungsbehörden sowie 
deren Beamte und Angestellte dürfen dem Kirchengericht 
nicht angehören. 

§ 3 

Bestellung der Richter des Kirchengerichts 

(1) Der Präsident und die übrigen Mitglieder des Kirchen­
gerichts werden von den Kirchenleitungen der vertrag­
schließenden Kirchen gemeinsam auf jeweils 6 Jahre be­
stellt. 

(2) Die Mitglieder des Kirchengerichts werden wie folgt vor­
geschlagen: 

a) Der Präsident, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
ein weiterer Beisitzer, 
durch die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schles­
wig-Holsteins, 

b) der Vizepräsident, 
ein ordinierter Theologe als Beisitzer, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
durch die Evangelisch-lutherische Kirche im Hambur­
gischen Staate, 

c) ein weiterer Beisitzer, 
ein ordinierter Theologe als Beisitzer, 
ein rechtskundiger Beisitzer, 
durch die Evangelisch-lutherische Kirche in Lübeck und 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Eutin gemein­
sam. 

(3) Werden gegen einen Vorgeschlagenen von einer vertrag­
schließenden Kirche Bedenken erhoben, so ist ein neuer 
Vorschlag zu machen. 

(4) Die Bestellungsurkunden unterzeichnet im Namen der 
vertragschließenden Kirchen der Vorsitzende der Kirchen­
leitung der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Schles­
wig-Holsteins; er nimmt auch die Verpflichtung vor. 

(5) Wird während der Amtszeit infolge Ausscheidens eines 
Mitgliedes die Bestellung eines Ersatzmitgliedes notwendig, 
so endet dessen Amtszeit mit dem Ablauf der Amtszeit 
der übrigen Mitglieder. 

§ 4 

Kammern des Kirchengerichts 

(1) Das Kirchengericht verhandelt und entscheidet durch Kam­
mern in der Besetzung von fünf Mitgliedern. 

(2) In den einzelnen Rechtssachen muß mindestens ein Mit­
glied des Kirchengerichts mitwirken, das der Landeskirche 



angehört, aus der die betreffende Rechtssache anhängig 
geworden ist. 

§ 5 

Anzahl und Zusammensetzung der Kammern 

(1) Beim Kirchengericht wird zunächst eine Kammer gebil­
det, die mit dem Präsidenten, zwei rechtskundigen Bei­
sitzern und zwei weiteren Beisitzern, von denen der eine 
ordinierter Theologe sein muß, besetzt ist. 

(2) Macht der Geschäftsanfall die Bildung einer zweiten 
Kammer erforderlich, so wird der Vizepräsident zu ihrem 
Vorsitzer bestellt, an seine Stelle wird gemäß § 3 ein 
rechtskundiger Beisitzer als Mitglied der ersten Kammer 
bestellt. Die weiteren Mitglieder der zweiten Kammer 
werden gemäß § 3 bestellt. 

(3) Der Präsident und der Vizepräsident können sich im Kam­
mervorsitz gegenseitig vertreten. 

§ 6 

Präsidium 

(1) Das Kirchengericht bildet ein Präsidium, das aus dem Prä­
sidenten, dem Vizepräsidenten und dem an Lebensjahren 
ältesten ordinierten Beisitzer besteht. 

Im Falle der Verhinderung werden der Präsident durch 
den Vizepräsidenten, der Vizepräsident durch den an Le­
bensjahren ältesten rechtskundigen Beisitzer, der ordinierte 
Beisitzer durch den an Lebensjahren nächstältesten or­
dinierten Beisitzer vertreten. 

(2) Das Präsidium bestimmt für jeweils zwei Jahre im vor­
aus die Geschäftsverteilung auf die Kammern und die 
Grundsätze, nach welchen die Mitglieder des Kirchenge­
richts und ihre Vertreter an den Verfahren mitwirken. 
Diese Anordnung kann nur wegen zu starker Belastung, 
wegen Wechsels oder dauernder Verhinderung einzelner 
Mitglieder geändert werden. 

Ist eine zweite Kammer gebildet worden, sind die Ver­
fassungssachen nur einer Kammer zuzuweisen. 

§ 7 

Beendigung der Mitgliedschaft im Kirchen­
gericht und vorläufige Entbindung vom 

Richteramt 

(1) Das Amt eines Mitgliedes des Kirchengerichts ist für be­
endet zu erklären, 

a) wenn die Voraussetzungen für seine Ernennung nicht 
vorlagen oder entfallen sind, 

b) wenn das Mitglied seine Amtspflichten gröblich ver­
letzt hat, 

c) wenn das Mitglied in einem Strafverfahren zu einer 
F'reiheitsstrafe oder anstelle einer Freiheitsstrafe zu 
einer Geldstrafe oder wenn es in einem förmlichen 
Amtszuchtverfahren zu Geldbuße oder einer schwe­
reren Strafe rechtskräftig verurteilt wird und wenn 
es dadurch nach der Art der Handlung, deretwegen es 
verurteilt ist, seine Eignung als Mitglied eines kirch­
lichen Gerichts verloren hat, 

d) wenn das Mitglied infolge körperlicher oder geistiger 
Gebrechen nicht mehr in der Lage ist, das Richteramt 
auszuüben. 

(2) Ein Mitglied kann von seinem Amt vorläufig entbunden 
werden, 
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a) wenn gegen das Mitglied wegen eines Verbrechens oder 
eines vorsätzlichen Vergehens ein Strafverfahren ein­
geleitet ist, 

b) wenn gegen das Mitglied ein förmliches Disziplinar­
verfahren eingeleitet ist, 

c) wenn dem Mitglied die Ausübung seines Dienstes als 
Inhaber eines geistlichen Amtes, als Kirchenbeamter, 
als Richter oder als Beamter einer nichtkirchlichen 
Körperschaft des öffentlichen Rechts vorläufig unter­
sagt ist oder wenn ihm ein staatlich gesetzlich vor­
gesehenes Ehrengericht die Ausübung einer sonstigen 
beruflichen Tätigkeit untersagt hat. 

(3) Die Entscheidungen aufgrund der Absätze 1 und 2 trifft 
das Präsidium des Kirchengerichts nach Anhörung der Kir­
chenleitungen der vertragschließenden Kirchen. 

§ 8 

Rechtsstellung der Richter 

(1) Die Mitglieder des Kirchengerichts sind zur Verschwie­
genheit verpflichtet. 

(2) Die Mitglieder des Kirchengerichts üben ihre Tätigkeit 
ehrenamtlich aus. Sie erhalten Ersatz ihrer Unkosten und 
eine Aufwandsentschädigung nach Grundsätzen, die die 
vertragschließenden Kirchen besonders vereinbaren. 

§9 

Geschäftsstelle des Kirchengerichts 

(1) Es wird eine Geschäftsstelle gebildet, für die das Landes­
kirchenamt der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Schleswig-Holsteins die erforderlichen Hilfskräfte und Ein­
richtungen zur Verfügung stellt. Für die Hilfskräfte gilt 
§ 8 Absatz 1 entsprechend. 

(2) Die Hilfskräfte werden vom Präsidenten auf gewissen­
hafte Ausübung ihres Amtes verpflichtet. 

§ 10 

Umlage der Kosten des Kirchengerichts 

Die Kosten des Kirchengerichts, soweit es sich nicht um Ver­
fahrenskosten handelt, tragen die vertragschließenden Kirchen 
im Verhältnis des Urnlageschlüssels der Evangelischen Kirche 
in Deutschland. 

II. A b s c h n i t t 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 11 

Ausschluß vom Richteramt 

Von der Mitwirkung im Kirchengericht ist ausgeschlossen, 

1. wer selbst Partei ist oder zu einer Partei in dem Ver­
hältnis eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Re­
greßpflichtigen steht; 

2. wer mit einem Beteiligten verheiratet ist oder war, in 
gerader Linie verwandt, verschwägert oder durch Adoption 
verbunden, in der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver­
wandt oder bis zum zweiten Grade verschwägert ist, auch 
wenn die Ehe, durch die die Schwägerschaft begründet 
worden ist, nicht mehr besteht; 

3. wer in derselben Sache bereits von Amts oder Berufs we­
gen tätig gewesen ist; als solche Tätigkeit gilt nicht die 
Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren; 



4. wer in der Sache als Zeuge oder Sachverständiger ver­
nommen worden ist. 

§ 12 

Ablehnung des Richters 

(1) Die Beteiligten können ein Mitglied des Kirchengerichts 
sowohl in den Fällen, in denen es von der Mitwirkung 
im Kirchengericht ausgeschlossen ist als auch wegen Be­
sorgnis der Befangenheit ablehnen. 

(2) Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung 
statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Zweifel 
an der Unparteilichkeit des Mitgliedes zu rechtfertigen. 

(3) Wird ein Mitglied des Kirchengerichts abgelehnt, so ent­
scheidet das Kirchengericht unter Ausschluß des Abge­
lehnten; bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vor­
sitzenden den Ausschlag. 

(4) Die Ablehnung ist zu begründen. Der Abgelehnte hat sich 
dazu zu äußern. Die Ablehnung wegen Besorgnis der 
Befangenheit ist unbeachtlich, wenn sie nicht spätestens 
zu Beginn der mündlichen Verhandlung erklärt wird; bei 
Verzicht auf mündliche Verhandlung ist der Zeitpunkt 
der Verzichterklärung, in sonstigen schriftlichen Verfah­
ren der Zeitpunkt der Endentscheidung maßgebend. 

(5) Erklärt sich ein Mitglied, das nicht abgelehnt ist, selbst 
für befangen oder bestehen Zweifel darüber, ob ein Mit­
glied nach § 11 ausgeschlossen ist, so gelten die Absätze 
1 bis 3 entsprechend. 

(6) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend 
für den Urkundsbeamten der Geschäftsstelle. 

§ 13 

Verfahrens beteiligte 

(1) Beteiligte am Verfahren sind 

a) der Kläger, 

b) der Beklagte, 

c) der nach Abatz 2 bestellte Vertreter des allgemeinen 
kirchlichen Interesses, 

d) der Beigeladene. 

(2) Zur Wahrung des allgemeinen kirchlichen Interesses kön­
nen die Kirchenleitungen einen Vertreter bestellen, sofern 
sie nicht selbst als Kläger oder Beklagte beteiligt sind. 

(3) Der nach Absatz 2 bestellte Vertreter kann selbständig 
Prozeßhandlungen vornehmen. Er ist an die Weisungen 
des ihn entsendenden Organs gebunden. 

§ 14 

Beiladung 

(1) Das Kirchengericht kann, solange das Verfahren noch 
nicht rechtskräftig abgeschlossen oder bei dem Revisions­
gericht anhängig ist, von Amts wegen oder auf Antrag 
andere, deren reclltliche Interessen durch die Entschei­
dung berührt werden, beiladen. 

(2) Sind an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derartig 
beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur 
einheitlich ergehen kann, so sind sie beizuladen (notwen­
dige Beiladung). 

(3) Der Beiladungsbeschluß ist allen Beteiligten zuzustellen. 
Dabei sollen der Stand der Sache und der Grund der Bei­
ladung angegeben werden. 

(4) Der Beschluß ist unanfechtbar. 
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§ 15 

Rechtsstellung des Beigeladenen 

Der Beigeladene kann innerhalb der Anträge eines Betei­
ligten selbständige Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend 
machen und alle Verfahrenshandlungen wirksam vornehmen. 
Abweichende Sachanträge kann er nur stellen, wenn eine not­
wendige Beiladung vorliegt. 

§ 16 

Vertreter der Beteiligten und Verfahrens­
bevollmächtigte 

(1) Die Parteien können einen ordinierten kirchlichen Amts­
träger, einen ordentlichen Professor der Theologie, 
einen Rechtsanwalt oder eine andere zum Richteramt be­
fähigte Person mit ihrer Vertretung betrauen oder als Bei­
stand zuziehen; diese müssen einer evangelischen Kirche 
angehören. Kirchliche Körperschaften können sich durch 
ein Mitglied ihres Vertretungsorgans vertreten lassen. 

(2) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. Sie kann nach­
gereicht werden; hierfür kann das Kirchengericht eine 
Frist bestimmen. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, so sind 
die Zustellungen oder Mitteilungen des Kirchengerichts an 
ihn zu richten. 

§ 17 

Zustellungen 

(1) Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in 
Lauf gesetzt wird, sowie Terminbestimmungen und La­
dungen sind zuzustellen. 

(2) Die Zustellung erfolgt von Amts wegen. 

(3) Schriftstücke können zugestellt werden 

1. durch Ubergabe an den Empfänger gegen Empfangs­
schein; verweigert der Empfänger die Annahme des 
Schriftstückes oder das Ausstellen des Empfangsschei­
nes, so gilt das Schriftstück mit der Weigerung als 
zugestellt, wenn darüber eine Niederschrift gefertigt 
und zu den Akten genommen ist, 

2. durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein, 

3. durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 

4. durch Bekanntmachung im kirchlichen Amtsblatt, 
wenn der Aufenthalt des Empfängers nicht zu ermit­
teln ist, 

5. an Behörden und sonstige kirchliche Amtsstellen auch 
durch Vorlegen der Akten mit der Urschrift des zu­
zustellenden Schriftstückes; der Empfänger hat den 
Tag, an dem ihm die Akten vorgelegt werden, darin 
zu vermerken. 

(4) Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen einen Zu­
stellungsbevollmächtigten zu bestellen. 

§ 18 

Einreichen von Schriftsätzen an das 
Kirchengericht 

(1) Schriftsätze, die an das Kirchengericht zu richten sind, 
gelten als bei dem Kirchengericht eingegangen, wenn sie 
bei der für den Beteiligten zuständigen landeskirchlichen 
Verwaltungsbehörde eingegangen sind. Diese versieht 
die eingegangenen Schriftsätze mit Eingangsdatum und 
leitet sie unverzüglich an die Geschäftsstelle des Kirchen­
gerichts weiter. 

(2) Allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden. 



§ 19 

Klageschrift 

(1) Die Klage ist unmittelbar bei dem Kirchengericht schrift­
lich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle zu erheben. Sie muß den Kläger, den Be­
klagten und den Streitgegenstand bezeichnen; sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, 
die angefochtene Verfügung und der Beschwerde- oder 
Einspruchsbescheid (§ 48) sollen in Urschrift oder in Ab­
schrift beigefügt werden. 

(2) Entspricht die Klage diesen Anforderungen nicht in vollem 
Umfange, so hat der Vorsitzende den Kläger zu der er­
forderlichen Ergänzung innerhalb einer bestimmten Frist 
aufzufordern. 

§ 20 

Zurückweisung der Klage durch den 
Vorsitzenden 

(1) Erweist sich die Geltendmachung des Anspruchs als recht­
lich unzulässig oder offensichtlich unbegründet, so kann 
der Vorsitzende die Klage ohne mündliche Verhandlung 
durch einen begründeten Bescheid zurückweisen. Der Be­
scheid ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Jeder Beteiligte kann innerhalb eines Monats nach Zu­
stellung des Bescheides mündliche Verhandlung beantra­
gen. 

(3) Ist der Antrag nach Absatz 2 rechtzeitig gestellt, so gilt 
der Bescheid als nicht ergangen; andernfalls wirkt er als 
rechtskräftiges Urteil. Die Beteiligten sind in dem Bescheid 
über den Rechtsbehelf zu belehren. 

§ 21 

Klageänderung 

(1) Eine Änderung der Klage ist zulässig, wenn die übrigen 
Beteiligten einwilligen oder das Kirchengericht die Ände­
rung für sachdienlich hält. 

(2) Die Einwilligung des Beklagten in die Änderung der Klage 
ist anzunehmen, wenn er sich, ohne ihr zu widersprechen, 
in einem Schriftsatz oder in einer mündlichen Verhand­
lung auf die geänderte Klage eingelassen hat. 

(3) Die Entscheidung, daß eine Änderung der Klage nicht vor­
liege oder zuzulassen sei, ist nicht selbständig anfechtbar. 

§ 22 

Rücknahme der Klage 

(1) Der Kläger kann bis zur Rechtskraft des Urteils seine 
Klage zurücknehmen. Die Zurücknahme nach der Stellung 
der Anträge in der mündlichen Verhandlung setzt die Ein­
willigung des Beklagten und, wenn ein Vertreter des all­
gemeinen kirchlichen Interesses an der mündlichen Ver­
handlung teilgenommen hat, auch seine Einwilligung 
voraus. 

(2) Wird die Klage zurückgenommen, so stellt das Kirchen­
gericht das Verfahren durch Beschluß ein und spricht in 
ihm die Rechtsfolgen der Zurücknahme aus. 

§ 23 

Verbindung und Trennung von Verfahren 

Das Kirchengericht kann durch Beschluß mehrere bei ihm 
anhängige Verfahren über den gleichen Gegenstand zur ge­
meinsamen Verhandlung und Entscheidung verbinden und 
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wieder trennen. Es kann anordnen, daß mehrere in einem 
Verfahren erhobene Ansprüche in getrennten Verfahren ver­
handelt und entschieden werden. 

§ 24 

Zustellung der Klageschrift zur 
Gegenäußerung 

Der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Klage an den 
Beklagten und bestimmt eine Frist zur Gegenäußerung. Der 
Vorsitzende verfügt die Zustellung der Gegenäußerung an den 
Kläger. 

§ 25 

Aussetzung des Verfahrens mit Rücksicht 
auf anderweitige Verfahren 

Ist in einem anderen Verfahren über Tatbestände oder 
Rechtsfragen zu entscheiden, deren Klärung für das Verfahren 
vor dem Kirchengericht von Bedeutung ist, so kann das Kir­
chengericht das bei ihm anhängige Verfahren bis zur Erledi­
gung des anderen Verfahrens aussetzen. 

§ 26 

Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

Der Vorsitzende oder ein von ihm zu bestimmendes Mit­
glied des KirchengeriChts hat schon vor der mündlichen Ver­
handlung alle Anordnungen zu treffen, die notwendig sind, 
um den Rechtsstreit möglichst in einer mündlichen Verhand­
lung zu erledigen. Er ist berechtigt, die Beteiligten zur gütlichen 
Beilegung des Rechtsstreits zu laden und einen Vergleich ent­
gegenzunehmen. 

§ 27 

Vorbereitende Schriftsätze 

(1) Die Beteiligten sollen zur Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung Schriftsätze einreichen. Hierzu kann sie der 
Vorsitzende unter Fristsetzung auffordern. Die Schriftsätze 
sind den Beteiligten von Amts wegen zuzustellen. 

(2) Den Schriftsätzen sind die Urkunden, auf die Bezug ge­
nommen wird, in Urschrift oder in der erforderlichen Zahl 
von Abschriften ganz oder im Auszug beizufügen. Sind die 
Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder sehr umfang­
reich, so genügt die genaue Bezeichnung mit dem Anerbie­
ten, Einsicht bei Gericht zu gewähren. 

§ 28 

Erforschung des Sachverhalts 

(1) Das Kirchengericht erforscht den Sachverhalt von Amts 
wegen. Es ordnet die erforderlichen Beweise an. Es kann 
eines seiner Mitglieder mit der Beweisaufnahme beauftra­
gen. Zeugen und Sachverständige können nach Maßgabe 
landesrechtlicher Regelungen beeidigt werden. In geeigne­
ten Fällen kann das Kirchengericht schon vor der münd­
lichen Verhandlung durch eines seiner Mitglieder Beweis 
erheben lassen. 

(2) Ein in der mündlichen Verhandlung gestellter Beweis­
antrag kann nur durch einen Beschluß des Kirchengerichts, 
der zu begründen ist, abgelehnt werden. 

(3) Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß Formfehler 
beseitigt, unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge 
gestellt, ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner 
alle für die Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts 
wesentlichen Erklärungen abgegeben werden. 



§ 29 

Amtshilfe 

(1) Alle kirchlichen Amtsstellen leisten dem Kirchengericht 
Amtshilfe. Sie sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten 
und zu Auskünften verpflichtet. Wenn die Einsicht in Akten 
oder Urkunden oder die Erteilung von Auskünften gesetz­
lich beschränkt ist oder wenn es sich um Vorgänge han­
delt, die ihrem Wesen nach geheimzuhalten sind, kann die 
aktenführende Stelle die Einsicht in die Akten oder Urkun­
den oder die Erteilung von Auskünften verweigern. Auf 
Antrag eines Beteiligten entscheidet das Kirchengericht 
durch Beschluß, ob die Verweigerung der Einsicht in Akten 
oder Urkunden berechtigt ist. Die oberste kirchliche Ver­
waltungsbehörde ist zu diesem Verfahren beizuladen. 

(2) Die Rechts- und Amtshilfe staatlicher Behörden richtet sich 
nach den staatlichen Vorschriften. 

§ 30 

Bindung des Gerichts an die Anträge 

Das Kirchengericht darf über die gestellten Anträge nicht 
hinausgehen, ist aber an deren Fassung nicht gebunden. Die 
Vorschrift des § 46 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

§ 31 

Grundsatz der mündlichen Verhandlung, 
Öffentlichkeit des Verfahrens 

(1) Die Entscheidung ergeht aufgrund mündlicher Verhand­
lung. Die Beteiligten werden zu allen Beweis- und Ver­
handlungsterminen geladen. 

(2) Die Verhandlung ist öffentlich, soweit das Kirchengericht 
nichts anderes beschließt. 

§ 32 

Verzicht auf die mündliche Verhandlung 

Sofern alle Beteiligten auf mündliche Verhandlung verzich­
ten, kann die Entscheidung nach Lage der Akten ergehen. 

§ 33 

Anberaumung der Termine zur mündlichen 
Verhandlung 

(1) Sofern die Beteiligten nicht auf mündliche Verhandlung 
verzichtet haben, hat der Vorsitzende diese anzuberaumen. 

(2) Der Vorsitzende kann die Anberaumung der mündlichen 
Verhandlung von der Einzahlung eines Vorschusses .des 
Klägers zur Deckung der Auslagen abhängig machen. 

§ 34 

Ladung 

(1) Sobald der Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt 
ist, sind die Beteiligten mit einer Ladungsfrist von minde­
stens zwei Wochen zu laden. In dringenden Fällen kann 
der Vorsitzende die Frist abkürzen. 

(2) Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, daß beim Aus­
bleiben eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und 
entschieden werden kann. 

§ 35 

Der Gang der mündlichen Verhandlung 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die mündliche Verhand­
lung. 
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(2) Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsitzende oder der Be­
richterstatter den wesentlichen Inhalt der Akten vor. 

(3) Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, um ihre An­
träge zu stellen und zu begründen. 

§ 36 

Erörterung des Verfahrensgegenstandes 

(1) Der Vorsitzende hat den Verfahrensgegenstand mit den 
Beteiligten tatsächlich und rechtlich zu erörtern. 

(2) Der Vorsitzende hat jedem Beisitzer des Kirchengerichts 
auf Verlangen zu gestatten, Fragen zu stellen. Wird eine 
Frage beanstandet, so entscheidet das Kirchengericht. 

(3) Nach Erörterung des Verfahrensgegenstandes erklärt der 
Vorsitzende die mündliche Verhandlung für geschlossen. 
Das Kirchengericht kann die Wiedereröffnung beschließen. 

§ 37 

Freie Beweiswürdigung, Überzeugungs­
grundsatz 

(1) Das Kirchengericht entscheidet nach seiner freien, aus dem 
Inhalt des gesamten Verfahrens gewonnenen Überzeu­
gung. In der Entscheidung sind die Gründe anzugeben, die 
für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind. 

(2) Die Entscheidung darf nur auf Tatsachen oder Beweis­
ergebnisse gestützt werden, zu denen die Beteiligten sich 
äußern konnten. 

§ 38 

Beratung und Abstimmung 

(1) Das Kirchengericht entscheidet in geheimer Beratung mit 
der Mehrheit der Stimmen. 

(2) Die Mitglieder stimmen nach dem Lebensalter; der Jün­
gere stimmt vor dem Älteren. Wenn ein Berichterstatter 
ernannt ist, so stimmt er zuerst. Die nicht rechtskundigen 
Mitglieder stimmen vor den rechtskundigen. Zuletzt stimmt 
der Vorsitzende. 

(3) Der Vorsitzende leitet die Beratung, stellt die Fragen und 
sammelt die Stimmen. 

(4) Meinungsverschiedenheiten über den Gegenstand, die Fas­
sung und die Reihenfolge der Fragen oder über das Er­
gebnis der Abstimmung entscheidet das Kirchengericht. 

(5) Kein Mitglied darf die Abstimmung über eine Frage ver­
weigern, weil er in der Abstimmung über eine vorher­
gegangene Frage in der Minderheit geblieben ist. 

§ 39 

Urteil, Zwischenurteil und Teilurteil 

(1) über die Klage wira, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
durch Urteil entschieden. 

(2) Über die Zulässigkeit der Klage kann durch Zwischen­
urteil vorab entschieden werden. 

(3) Ist nur ein Teil des Streitgegenstandes zur Entscheidung 
reif, so kann das Kirchengericht diesen Teil vorab ent­
scheiden. 

§ 40 

Erkennende Richter 

Die Entscheidung darf nur von den Mitgliedern des Kirchen­
gerichts gefällt werden, die an der ihr zugrundeliegenden Ver­
handlung teilgenommen haben. 



§ 41 

Verkündung und Zustellung des Urteils 

(1) Das Urteil wird, wenn eine mündliche Verhandlung statt­
gefunden hat, in der Regel in dem Termin, in dem die 
mündliche Verhandlung geschlossen wird, verkündet. Das 
Urteil ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Statt der Verkündung ist die Zustellung des Urteils zuläs­
sig; dann ist die Urteilsformel binnen zwei Wochen nach 
der mündlichen Verhandlung der Geschäftsstelle zu über­
geben. 

(3) Entscheidet das Kirchengericht ohne mündliche Verhand­
lung, so wird die Verkündung durch Zustellung an die 
Beteiligten ersetzt. 

§ 42 

Akteneinsicht durch die Verfahrens­
beteiligten 

(1) Die Beteiligten können die Gerichtsakten und die dem 
Kirchengericht vorgelegten Akten einsehen und sich durch 
die Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Aus­
züge und Abschriften erteilen lassen. 

(2) Die Entwürfe zu Urteilen, Beschlüssen und Verfügungen, 
die Arbeiten zu ihrer Vorbereitung, ferner die Schrift­
stücke, die Abstimmungen betreffen, werden weder vor­
gelegt noch abschriftlich mitgeteilt. 

§ 43 

Vorlage an die für Verfassungssachen 
zuständige Kammer 

(1) Ist eine zweite Kammer gebildet worden und hält die nicht 
mit Verfassungssachen befaßte Kammer eine Rechtsnorm, 
auf die es für ihre Entscheidung ankommt, für mit der 
Verfassung der Landeskirche nicht vereinbar, so legt sie 
die Sache der für Verfassungssachen zuständigen Kammer 
durch Beschluß vor. Die für Verfassungssachen zuständige 
Kammer entscheidet über die Vereinbarkeit der Rechts­
norm mit der Verfassung; § 46 ist anzuwenden. 

(2) Die für Verfassungssachen zuständige Kammer kann auch 
in der Saclle selbst entscheiden, wenn sie spruchreif ist. 

(3) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 2 ergehen 
gesondert. 

III. A b s c h n i t t 

Weitere Verfahrensvorschriften für 
Verfassungssachen 

§ 44 

Organstreitigkeiten 

Ist das Kirchengericht zur Entscheidung über die Auslegung 
der Verfassung der Landeskirche aus Anlaß von Meinungs­
verschiedenheiten zwischen Organen der Landeskirche über den 
Umfang ihrer Rechte und Pflichten berufen, so ist der Antrag 
nur zulässig, wenn der Antragsteller geltend macht, durch eine 
Maßnahme oder Unterlassung des Antragsgegners in seinen 
Rechten und Pflichten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu 
sein. 

§ 45 

Norme nk on t ro 11 s a ehe n 

Ist das Kirchengericht zur Entscheidung über die Vereinbar­
keit von Kirchengesetzen, Verordnungen und Satzungen mit 
der Verfassung der Landeskirche berufen, so ist der Antrag 
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nur zulässig, wenn der Antragsteller eine Rechtsnorm eines 
Kirchengesetzes, einer Verordnung oder einer Satzung wegen 
ihrer förmlichen oder sachlichen Unvereinbarkeit mit der Ver­
fassung der Landeskirche 

a) für nichtig hält oder 

b) für gültig hält, nachdem ein kirchliches Organ oder eine 
kirchliche Amtsstelle sie als unvereinbar mit der Verfas­
sung der Landeskirche nicht angewendet hat. 

§ 46 

Entscheidungen in Normenkontrollsachen 

(1) Kommt das Kirchengericht zu der Überzeugung, daß eine 
Rechtsnorm eines Kirchengesetzes, einer Verordnung oder 
einer Satzung mit der Verfassung der Landeskirche nicht 
vereinbar ist, so stellt es in seiner Entscheidung die Nich­
tigkeit dieser Rechtsnorm fest. Sind weitere Rechtsnormen 
desselben Kirchengesetzes, derselben Verordnung oder 
Satzung aus denselben Gründen mit der Verfassung der 
Landeskirche nicht vereinbar, so kann sie das Kirchengericht 
ebenfalls für nichtig erklären. 

(2) Die Entscheidung des Kirchengerichts nach Absatz 1 hat 
Gesetzeskraft; die Entscheidungsformel ist nach Eintritt der 
Rechtskraft im kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 

IV. Abschnitt 

Weitere Verfahrensvorschriften für 
Verwaltungssachen 

§ 47 

Zulässigkeit der Klage 

Zur Erhebung der Anfechtungs- und der Verpflichtungsklage 
ist nur befugt, wer geltend macht, durch den Verwaltungsakt 
oder seine Ablehnung oder Unterlassung in seinen Rechten 
verletzt zu sein. 

§ 48 

Vorverfahren 

(1) Sind gegen den Verwaltungsakt aufgrund besonderer Vor­
schriften Rechtsbehelfe (Einspruch oder Beschwerden) im 
Verwaltungswege gegeben, so ist die Klage erst zulässig, 
wenn die letzte zuständige Instanz der kirchlichen Amts­
stellen den beanstandeten Verwaltungsakt durch mit Grün­
den versehenden Bescheid bestätigt hat. Die Dienstauf­
sichtsbeschwerde gilt nicht als ein solcher Rechtsbehelf. 

(2) Ist ein Rechtsbehelf der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Art nicht gegeben, ist die Klage erst zulässig, wenn der 
Betroffene innerhalb eines Monats, nachdem ihm der Ver­
waltungsakt bekanntgegeben worden ist, bei der kirch­
lichen Amtsstelle, die ihn erlassen hat, schriftlich Einspruch 
eingelegt und diese den Einspruch durch mit Gründen ver­
sehenen Bescheid zurückgewiesen hat. 

(3) Kann die Aufhebung oder Änderung des Verwaltungsaktes 
im Einspruchs- oder Beschwerdebescheid einen Dritten be­
schweren, so soll er vor Erlaß dieses Bescheides gehört 
werden. 

§ 49 

Fristen für die Klage 

(1) Die Anfechtungsklage muß innerhalb eines Monats nach 
Zustellung des auf den Rechtsbehelf ergehenden Bescheides 
erhoben werden. 



(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, 
wenn der Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes 
abgelehnt worden ist. 

§ 50 

Ausnahmen vom Vorverfahren 

Ist über einen Antrag auf Vornahme eines Verwaltungs­
aktes oder über einen Rechtsbehelf ohne zureichenden Grund 
in angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden, so ist 
abweichend von § 48 die Klage unmittelbar zulässig. Die Klage 
kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit dem Antrag auf 
Vornahme eines Verwaltungsaktes oder seit der Einlegung 
des Rechtsbehelfs erhoben werden, es sei denn, daß wegen 
besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 
Liegt ein zureichender Grund dafür vor, daß der beantragte 
Verwaltungsakt noch nicht erlassen oder über den Rechtsbehelf 
noch nicht entschieden worden ist, so setzt das Kirchengericht 
das Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm bestimmten Frist, 
die verlängert werden kann, aus. Wird der Verwaltungsakt 
innerhalb der vom Kirchengericht gesetzten Frist erlassen oder 
dem Rechtsbehelf innerhalb dieser Frist stattgegeben, so ist 
die Hauptsache für erledigt zu erklären. 

§ 51 

Verschweigung 

Die Klage nach § 50 kann nur bis zum Ablauf eines Jahres 
seit der Stellung des Antrages auf Vornahme eines Verwal­
tungsaktes oder seit der Einlegung des Rechtsbehelfs erhoben 
werden, es sei denn, daß die Klageerhebung vor Ablauf der 
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war oder unter 
den besonderen Verhältnissen des Einzelfalles unterblieben ist. 
Soweit nach Satz 1 die Klage noch nach Ablauf der Jahresfrist 
erhoben werden kann, sind die Vorschriften der Verwaltungs­
gerichtsordnung über die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand entsprechend anzuwenden. 

§ 52 

Klagegegner 

Die Klage ist gegen die kirchliche Amtsstelle zu richten, die 
den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen oder den be­
antragten Verwaltungsakt unterlassen hat. 

§ 53 

Widerklage 

(1) Die Widerklage kann erhoben werden, wenn der Gegen­
anspruch mit dem in der Klage geltend gemachten An­
spruch oder mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidi­
gungsmitteln zusammenhängt. 

(2) Bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen ist die Wider­
klage ausgeschlossen. 

§ 54 

Beschränkte aufschiebende Wirkung 
der Anfechtung 

(1) Der Einspruch, die Beschwerde und die Anfechtungsklage 
haben aufschiebende Wirkung. Die kirchliche Amtsstelle, 
die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, kann 
jedoch dessen Vollziehung anordnen, wenn sie es im kirch­
lichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Be­
teiligten für geboten hält. Die Anordnung ist schriftlich zu 
begründen, es sei denn, daß Gefahr im Verzuge ist. 

(2) Die Einspruchs- und die Beschwerdestelle können, solange 
das Vorverfahren bei ihnen anh.ängig ist, die Vollziehung 
des Verwaltungsaktes aussetzen. 
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(3) Das Kirchengericht kann auf Antrag die aufschiebende 
Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen; der Antrag 
ist auch vor Erhebung der Anfechtungsklage zulässig. Ist 
der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon 
vollzogen, so kann das Kirchengericht die Aufhebung der 
Vollziehung anordnen. Die Wiederherstellung der aufschie­
benden Wirkung kann von Auflagen abhängig gemacht 
werden. Sie kann auch befristet werden. 

(4) Beschlüsse über Anträge nach Absatz 3 können jederzeit 
geändert oder aufgehoben werden. 

(5) Die Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 kann der 
Vorsitzende des Kirchengerichts allein treffen. 

§ 55 

Vergleich 

Um den geltend gemachten Anpruch vollständig oder zum 
Teil zu erledigen, können die Beteiligten zur Niederschrift des 
Kirchengerichts oder in einem Verfahren nach § 26 einen Ver­
gleich schließen, soweit sie über den Gegenstand der Klage 
verfügen können. 

§ 56 

Urteilstenor 

(1) Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger 
dadurch in seinen Rechten verletzt ist, hebt das Kirchen­
gericht den Verwaltungsakt und die auf Rechtsbehelfe er­
gangenen Bescheide auf. Ist der Verwaltungsakt schon 
vollzogen, so kann das Kirchengericht auf Antrag auch 
aussprechen, daß und wie die kirchliche Amtsstelle die 
Vollziehung rückgängig zu machen hat. Dieser Ausspruch 
ist nur zulässig, wenn die kirchliche Amtsstelle dazu in der 
Lage und diese Frage spruchreif ist. Hat sich der Verwal­
tungsakt vorher durch Zurücknahme oder anders erledigt, 
so spricht das Kirchengericht auf Antrag durch Urteil aus, 
daß der Verwaltungsakt rechtwidrig gewesen ist, wenn der 
Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung 
hat. 

(2) Betrifft der angefochtene Verwaltungsakt eine Leistung in 
Geld oder anderen vertretbaren Sachen oder eine Feststel­
lung, so kann das Kirchengericht die Leistung in anderer 
Höhe festsetzen oder die Feststellung durch eine andere 
ersetzen. 

(3) Kann neben der Aufhebung eines Verwaltungsaktes eine 
Leistung verlangt werden, so ist im gleichen Verfahren 
auch die Verurteilung zur Leistung zulässig. 

(4) Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungs­
aktes rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rech­
ten verletzt ist, spricht das Kirchengericht die Verpflichtung 
der kirchlichen Amtsstelle aus, den beantragten Verwal­
tungsakt zu erlassen, wenn die Sache spruchreif ist. An­
dernfalls spricht es die Verpflichtung aus, den Kläger unter 
Beachtung der Rechtsauffassung des Kirchengerichts zu be­
scheiden. 

§ 57 

Nachprüfung von Ermessensentscheidungen 

Soweit die kirchliche Amtsstelle ermächtigt ist, nach ihrem 
Ermessen zu handeln, prüft das Kirchengericht auch, ob der 
Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlassung 
rechtswidrig sind, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck 
der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch ge­
macht worden ist. 



§ 58 

Feststellungsklage 

(1) Die Feststellungsklage steht nur demjenigen zu, der ein 
berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat. 

(2) Die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines 
öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnisses kann nicht be­
gehrt werden, wenn der Kläger seine Rechte durch Anfech­
tungs-, Verpflichtungs- oder Leistungsklage verfolgen kann 
oder hätte verfolgen können. Dies gilt nicht, wenn die 
Feststellung der Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes begehrt 
wird. 

§ 59 

Besondere Verfahren in Aufsichtssachen 
gegenüber kirchlichen Körperschaften 

Ist aufgrund kirchengesetzlicher Regelung die Nachprüfung 
kirchenaufsichtlicher Maßnahmen gegenüber kirchlichen Kör­
perschaften durch das Kirchengericht zulässig, so ist binnen 
der Frist von einem Monat nach Bekanntgabe der Maßnahme 
die Beschwerde an die oberste landeskirchliche Aufsichts­
behörde, gegen deren Maßnahmen binnen gleicher Frist der 
Einspruch bei dieser gegeben. Im übrigen finden die Vor­
schriften über die Anfechtung von Verwaltungsakten Anwen­
dung. Ist die angefochtene Maßnahme einer Aufhebung nicht 
fähig, so spricht das Kirchengericht aus, daß die Maßnahme 
nicht rechtmäßig war. 

§ 60 

Rechtsbehelfsbelehrung 

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechts­
behelf beginnt mit der Zustellung zu laufen, wenn der 
Bet:eiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde 
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen 
ist, deren Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich be­
lehrt worden ist. 

(2) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist 
die Einlegung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jah­
res seit Zustellung, Eröffnung oder Verkündung zulässig, 
es sei denn, daß die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist 
infolge höherer Gewalt unmöglich war oder die Belehrung 
dahin erfolgt ist, ein Rechtsbehelf sei nicht gegeben. Auf 
den Fall höherer Gewalt sind die Vorschriften der Ver· 
waltungsgerichtsordnung über die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand entsprechend anzuwenden. 

§ 61 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

(1) Ein rechtskräftig beendetes Verfahren kann nach den für 
Streitigkeiten vor den staatlichen allgemeinen Verwal­
tungsgerichten geltenden Vorschriften wiederaufgenommen 
werden. 

(2) Die Befugnis zur Erhebung der Nichtigkeitsklage und der 
Restitutionsklage steht auch dem Vertreter des allgemei­
nen kirchlichen Interesses zu. 

V. Ab schnitt 

Einstweilige Anordnungen 

§ 62 

(1) Auf Antrag kann das Kirchengericht, auch schon vor 
Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in bezug auf 
den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, daß 
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durch eine Veränderung des bestehenden Zustandes die 
Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers vereitelt 
oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige An­
ordnungen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zu­
standes in bezug auf einen streitigen Gegenstand zulässig, 
wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsver­
hältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder aus 
anderen Gründen nötig erscheint. 

{2) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen gelten die auf 
das Verfahren vor den staatlichen allgemeinen Verwal­
tungsgerichten anzuwendenden Vorschriften. 

{3) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten nicht für die Voll­
ziehung des angefochtenen Verwaltungsaktes oder die Be­
seitigung der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. 

VI. Abschnitt 

Rechtsmittel 

§ 63 

Revision, unanfechtbare Entscheidungen 

(1) Den Beteiligten steht gegen Urteile des Kirchengerichts die 
Revision an das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
(Revisionsgericht) nach Maßgabe der folgenden Vorschrif­
ten zu. 

(2) Andere Entscheidungen des Kirchengerichts sind unanfecht­
bar, soweit nicht in dieser Kirchengerichtsordnung etwas 
anderes ausdrücklich bestimmt ist. 

§ 64 

Revisions gründe 

Die Revision ist zulässig, wenn Verletzung des von der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands ge­
setzten Rechts oder des Verfassungsrechts der betreffenden 
Landeskirche gerügt wird. 

§ 65 

B e s o n d e r e R e v i s i o n s g r ü n d e i n V e r w a 1 t u n g s­
s ach e n, Nichtzulassungsbeschwerde 

(1) In Verwaltungssachen ist die Revision ferner gegeben, 
wenn wesentliche Mängel des Verfahrens gerügt werden 
oder wenn sie vom Kirchengericht zugelassen ist. Sie muß 
zugelassen werden, 

a) wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung über 
den Bereich der Landeskirche hinaus hat, 

b) wenn das Urteil von einer Entscheidung des Verfas­
sungs- und Verwaltungsgerichts der Vereinigten Evan­
gelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands abweicht und 
auf der Abweichung beruhen kann. 

(2) Die Nichtzulassung der Revision kann selbständig durch 
Beschwerde innerhalb eines Monats nach Zustellung des 
mit Gründen versehenen Urteils angefochten werden. Die 
Beschwerde ist schriftlich bei der Geschäftsstelle des Kir­
chengerichts einzulegen. In der Beschwerdeschrift muß die 
grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder 
die Entscheidung des Verfassungs- und Verwaltungs­
gerichts der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands bezeichnet werden, von der das Urteil des 
Kirchengerichts abweicht. 

(3) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die Rechtskraft des 
Urteils. 



(4) Über die Beschwerde entscheidet das Revisionsgericht auf­
grund schriftlichen Verfahrens durch Beschluß, der nicht 
der Verkündung bedarf. Mündliche Verhandlung kann an­
geordnet werden. Der Beschluß ist zu begründen. 

(5) Mit der Ablehnung der Beschwerde durch das Revisions­
gericht oder ihrer Rücknahme wird das Urteil rechtskräf­
tig. Wird der Beschwerde stattgegeben, so beginnt mit der 
Zustellung des Beschwerdebescheides der Lauf der Re­
visionsfrist. 

§ 66 

Behandlung von Verfassungsangelegen­
heiten im Revisionsverfahren 

Kommt das Revisionsgericht in Abweichung von der Ent­
scheidung des Kirchengerichts zu der Überzeugung, daß eine 
Rechtsnorm eines Kirchengesetzes, einer Verordnung oder 
Satzung mit der Verfassung der betreffenden Landeskirche 
nicht vereinbar ist, so finden die Vorschriften des § 46 ent­
sprechende Anwendung. 

§ 67 

Zulässige Revisionsgründe 

(1) Die Revision kann nur auf Rechtsverletzung gestützt 
werden. 

(2) Das Revisionsgericht ist an die in dem angefochtenen Ur­
teil enthaltenen tatsächlichen Feststellungen gebunden, es 
sei denn, daß in bezug auf diese Feststellungen zulässige 
und begründete Revisionsgründe vorgebracht sind. 

§ 68 

Fristen 

(1) Die Revision ist binnen Monatsfrist nach Zustellung des 
mit Gründen versehenen Urteils bei der Geschäftsstelle des 
Kirchengerichts schriftlich einzulegen und innerhalb einer 
weiteren Frist von einem Monat nach Ablauf der Ein­
legungsfrist zu begründen. Die Frist zur Begründung der 
Revision kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten An­
trag vom Vorsitzenden des Revisionsgerichts verlängert 
werden. 

(2) Die Beteiligten sind über das Rechtsmittel zu belehren. 
§ 60 findet entsprechende Anwendung. 

§ 69 

Inhalt der Revision und der Revisions­
begründung 

Die Revision muß das angefochtene Urteil angeben. Die 
Revision oder die Revisionsbegründung müssen einen be­
stimmten Antrag enthalten, die verletzte Rechtsnorm und, 
soweit Verfahrensmängel gerügt werden, die Tatsachen be­
zeichnen, die den Mangel ergeben. 

§ 70 

Zurücknahme der Revision 

Für die Zurücknahme der Revision gilt § 22 Abs. 1 ent­
sprechend. Die Zurücknahme bewirkt den Verlust des Rechts­
mittels; das Revisionsgericht entscheidet durch Beschluß über 
die Kostenfolge. 

§ 71 

Unzulässigkeit von Klageänderung 
und Beiladung 

Klageänderungen und Beiladungen sind im Revisionsverfah­
ren unzulässig. 
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§ 72 

Förmliche Prüfung der Revisions­
voraussetzungen 

Das Revisionsgericht prüft, ob die Revision statthaft und 
ob sie in der vorgeschriebenen Form und Frist eingelegt und 
begründet worden ist. Mangelt es an einem dieser Erforder­
nisse, so ist die Revision unzulässig. 

§ 73 

Entscheidungen des Revisionsgerichts 

(1) Ist die Revision unzulässig, so verwirft sie das Revisions­
gericht durch Beschluß. 

(2) Ist die Revision unbegründet, so weist das Revisions­
gericht die Revision zurück. 

(3) Ist die Revision begründet, so kann das Revisionsgericht 

a) in der Sache selbst entscheiden, 

b) das angefochtene Urteil aufheben und die Sache zur 
anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zurück­
verweisen. 

(4) Ergeben die Entscheidungsgründe zwar eine Verletzung 
des bestehenden Rechts, stellt sich die Entscheidung selbst 
aber aus anderen Gründen als richtig dar, so ist die Re­
vision zurückzuweisen. 

§ 74 

Verf ahrensvors chrifte n 

Für die Revision gelten die Vorschriften des II. und IV. Ab­
schnitts sinngemäß, soweit sich nicht aus diesem Abschnitt 
und dem von der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands gesetzten Verfahrensrecht etwas anderes ergibt. 

§ 75 

Verfahrensvorschriften der VELKD 

Die Vorschriften dieses Abschnitts finden nur Anwendung, 
soweit das Recht der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen 
Kirche Deutschlands über das Verfahren vor dem Revisions­
gericht keine abweichenden Vorschriften enthält. 

VII. A b s c h n i tt 

Kosten des Verfahrens 

§ 76 

Gerichtskosten und Kosten der Verfahrens­
beteiligten 

(1) Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) werden in Ver­
waltungssachen nach Maßgabe der im Lande Schleswig­
Holstein geltenden staatlichen Vorschriften mit Ausnahme 
der Auslagen, die durch Verhandlungen außerhalb des 
Gerichtssitzes entstehen, erhoben. Das Kirchengericht kann 
beschließen, daß von der Erhebung der Gebühren ganz 
oder teilweise abzusehen ist. In Verfassungssachen wer­
den keine Gebühren erhoben. 

(2) Das Kirchengericht entscheidet in der Endentscheidung 
oder durch besonderen Beschluß, der nicht der Verkün­
dung bedarf, unter Berücksichtigung der Entscheidung in 
der Hauptsache nach billigem Ermessen über die Vertei­
lung der Gerichtskosten auf die Parteien und über die Er­
stattung von notwendigen Auslagen der Beteiligten und 
von durch die Vertretung in angemessenem Umfang ent­
standenen Kosten. 



(3) Soweit ein Vorverfahren stattgefunden hat, sind Gebüh­
ren und Auslagen für einen Bevollmächtigten nur erstat­
tungsfähig, wenn das Kirchengericht dessen Zuziehung für 
das Vorverfahren für notwendig erklärt. 

(4) Über den Streitwert entscheidet das Kirchengericht mit der 
Endentscheidung oder durch besonderen Beschluß, der 
nicht der Verkündung bedarf. 

(5) Der Urkundsbeamte des Kirchengerichts setzt auf Antrag 
den Betrag der zu erstattenden Kosten fest. Gegen die 
Kostenfestsetzung ist innerhalb von zwei Wochen nach Be­
kanntgabe der Entscheidung die Erinnerung an den Vor­
sitzenden des Kirchengerichts gegeben. Dieser entscheidet 
endgültig. 

(6) Die Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 4 sind nicht 
selbständig anfechtbar. 

§ 77 

Entschädigung der Zeugen und 
Sachverständigen 

Zeugen und Sachverständige werden nach den Bestimmun­
gen des Gesetzes über die Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen vom 26. September 1963 (BGBl I, S. 758) in 
seiner jeweils geltenden Fassung entschädigt. 

§ 78 

Kosten des Revisionsverfahrens 

Für die Kosten des Revisionsverfahrens gelten die Bestim­
mungen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands. 
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VIII. A b s c h n i tt 

Schlußvorschriften 

§ 79 

Anwendung der Verwaltungsgerichts­
ordnung 

Soweit diese Kirchengerichtsordnung keine Vorschriften 
über das Verfahren enthält, sind die Bestimmungen der Ver­
waltungsgerichtsordnung vom 21. Januar 1960 (BGBI. I, S. 17) 

in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

„ 

Kiel, den 2. April 1974 

Das vorstehende, von der 44. ordentlichen Landessynode am 
10. November 1972 beschlossene Kirchengesetz wird hiermit 
verkündet. 

Infolge der verspäteten Ratifizierung durch eine Vertrags­
kirche erfolgt die Verkündung erst in diesem Stück des 
Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schleswig-Holsteins 

Die Kirchenleitung 

In Vertretung: 

Petersen 

KL. 465/74 

L Bekanntmachungen 
'----------' 

Informationen über die Kollekten im Monat 
Mai 1974 

Kiel, den 5. April 1974 

Am 5. Mai 1974 (Jubilate) 

zugunsten der Deutschen Bahnhofsmission. 

Der Verband der Deutschen Ev. Bahnhofsmission, Lan­
desgruppe Schleswig-Holstein, übersandte uns folgende 
Kollektenempfehlung: 

„Die Bahnhofsmissionen betreuen junge und betagte Gäste, 
einheimische wie ausländische, die Rat und Hilfe auf der 
Reise erbitten. In den Ferien nehmen sie sich vieler Kinder­
transporte an, während der Schulzeit betreuen sie Fahrschüler. 

Unsere Bahnhofsmissionarinnen üben ihren Dienst zum Teil 
ehrenamtlich aus. Sie bedürfen jedoch unserer Mithilfe. Wir 
bitten um eine Spende, um Mittellosen und Bedürftigen hel­
fen zu können. 

Der Verband der Deutschen Evangelischen Bahnhofsmission 
e. V., Landesgruppe Schleswig-Holstein, dankt freundlich für 
die Förderung seiner Arbeit". 

Am 19. Mai 1974 (Rogate) 

zugunsten der Mission in Asien und Afrika 
(Nordelbisches Missionszentrum). 

Das Landeskirchenamt schlägt folgende Kollektenemp­
fehlung vor: 

„Jetzt können wir endlich so reden und arbeiten, wie wir es 
können und wollen, und wir werden nicht dauernd an anderen 

gemessen. Angst und Furcht sind von uns genommen, und 
wir werden in Freiheit und Selbständigkeit für das Evangelium 
arbeiten". Dies sagte ein Kirchenältester im März dieses Jah­
res auf einem Treffen der Christen aus den Bergstämmen 
Orissa in Indien. Bei diesem Treffen wurde ein selbständiges 
Missionswerk der Jeypur-Kirche gegründet, in dem es darum 
geht, den Menschen der verschiedenen Stämme in ihren Spra­
chen das Evangelium zu verkündigen. 

Dieses neue Missionswerk der Jeypur-Kirche bittet die Ge­
meinden Schleswig-Holsteins um finanzielle Hilfe für Verkün­
digungs- und Unterrichtsmittel und für Evangelistengehälter. 

Am 26. Mai 1974 (Exaudi) 

ökumenische Kollekte. 

Das Landeskirchenamt schlägt folgende Kollektenemp­
fehlung vor: 

„Kollekte für ökumenische Aufgaben" 

Laut Beschluß der Kirchenleitung vom 15./16. August 1973 
ist für den Sonntag Exaudi, den ersten Tag der Ökumenischen 
Gebetswoche 1974, eine ,ökumenische Kollekte' vorgesehen. 
Dazu erreicht uns von der Ökumenischen Centrale in Frankfurt 
folgende Empfehlung: 

Für 1974 erbitten wir Ihre Spende für folgende gemeinsame 
Projekte: 

1. Bengalische Familien 

Es geht darum, bengalischen Familien, die nach Ausbruch 
des Krieges in Westpakistan strandeten und bisher nicht 
zurückkehren konnten, Hilfe zu leisten. 



Hilfe benötigen außerdem die Biharis, die noch immer 
als Unterprivilegierte in Bangla Desh leben sowie Biharis, 
denen die Auswanderung nach Pakistan gelang, die aber 
dort vor dem Nichts stehen. Ökumenische Ausschüsse für 
wechselseitige Hilfe nehmen sich in beiden Ländern dieser 
Minderheiten an. 

2. ökumenisches Zentrum in Antigua 

Der Nationale Christenrat der Antillen-Insel Antigua, 
dem neben Methodisten, Anglikanern, Herrnhutern und der 
Heilsarmee auch die römisch-katholische Kirche angehört, 
möchte ein bereits vorhandenes Gebäude in ein ökumeni­
sches Zentrum umbauen. Dieses Zentrum, in welchem Kurse 
für die Ausbildung von Führungskräften für die kirchliche 
Jugendarbeit und Laienarbeit sowie Freizeiten und Pfarrer­
seminare abgehalten werden sollen, steht allen beteiligten 
Kirchen zur Verfügung. 

Es ist vorgesehen, daß in diesem Zentrum in einer zwei­
ten Phase auch berufliche Ausbildungsprogramme und land­
wirtschaftliche Fachseminare abgehalten werden sollen, um 
die Kirchen zu einem integrierten Handeln auf dem kirch­
lichen und dem entwicklungspolitischen Sektor anzuregen. 
Hilfe wird lediglich für den Umbau des Gebäudes benötigt, 
und hierzu wird aus Deutschland ein Betrag von 55 000,­

DM erbeten. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 

Im Auftrage: 

Heinrich 

Az.: 8160 - 74 - VIII/B 4 

Richtlinien für die Vergütung der neben­
beruflichen Kirchenmusiker und für die 
Vergütung einzelner kirchenmusikalischer 
Leistungen 

Kiel, den 27. März 1974 

Nachdem das Landeskirchenamt durch Rundverfügung vom 
22. März 1974 - Az.: 3521 - 74 - XII/C 2 - eine Erhöhung 
der Bezüge der außertariflich beschäftigten Mitarbeiter um 
elf v. H. mit Wirkung vom 1. Januar 1974 empfohlen hat, 
werden die Richtsätze für die Vergütung laufender und ein­
zelner kirchenmusikalischer Leistungen mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 wie folgt geändert: 

1. Vergütungssätze nach den Richtlinien über die Vergütung 
der nebenberuflichen Kirchenmusiker vom 27. März 1969 

(Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. S. 45) 

A. Organistendienst (in DM) 

Position 1 137,00 

Position 2 208,50 

Position 3 273,00 

Position 4 329,50 

Position 5 411,50 

B. Kantorendienst 

Position 1 137,00 

Position 2 223,50 

Position 3 329,50 

c. Einzeldienste 26,50 
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2. Vergütungsrichtsätze für einzelne kirchenmusikalische Lei­
stungen vom 30. März 1973 (Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. S. 125) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 1973 
(Kirchl. Ges.- u. V.-Bl. S. 152). 

A. Organistendienst (in DM) (in DM) 

Position 1 28,50 (21,00) 
Position 2 35,50 (27,00) 
Position 3 42,50 (32,00) 
Position 4 49,50 (37,50) 
Position 5 21,00 (16,00) 
Position 6 11,00 ( 8,50) 

B. Kantorendienst 

Position 1 24,50 (19,50) 
Position 2 32,50 (24,50) 
Position 3 18,00 (13,50) 

3. Allgemeines 

Die vorstehend empfohlenen Vergütungssätze sind für die 
Kirchengemeinden, Verbände usw. nicht als solche rechts­
verbindlich. Eine Verbindlichkeit besteht jedoch, wenn 
arbeitsvertraglich, gewohnheitsrechtlich oder durch Einzel­
vereinbarung die Anwendung der jeweiligen landeskirch­
lichen Vergütungssätze vereinbart worden ist oder wird. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 

Im Auftrage: 

Jessen 

Az.: 31010 - 74 - XII/C 2 

Plattdeutscher Sonntag 

Kiel, den 4. April 1974 

En Woord to den 

PLATTDÜÜTSCH SÜNNDAG - den 16. Juni 1974 

An'n 16. Juni schall in uns' Landeskark en „Plattdüütsch 
Sünndag" holen warm. In uns' Gemeenden gifft dat Lüüd 
noog, de plattdüütsch spreken doot, un noch veel mehr, de 
plattdüütsch verstahn köönt. Dor is ok männicheen mit bi, 
de nah den Krieg ut den Osten to uns kamen is. 

Jümmer wedder wiest sik: Wo plattdüütsch predigt un sun­
gen warrd, dor kummt disse Lüüd dat Evangelium neeger. 

Dorüm hett de Arbeidskrink „Plattdüütsch in der Kark" 
meent, wi schullen öwerall in't Land tominnsten een Mal in't 
Jahr - 14 Daag nah Pingsten - enen plattdüütschen Goddes­
deenst fiern. 

Öwer dissen Sünndag schall dat Woord stahn: 

„ Wi predigt nich uns sülm, 
wi predigt Christus: He is de Herr!" 

Dr. Fr. Hübner 

Bischof 

(2. Kor. 4,5) 

(Vorsitzender der Kirchenleitung der Ev.-Luth. Landeskirche 
Schleswig-Holsteins) 

KL. Nr. 479/74 

• 



Kiel, den 4. April 1974 

Der Arbeidskrink „Plattdüütsch in de Kark" hat vorge­
schlagen, möglichst in allen nordelbischen Landeskirchen jähr­
lich einen plattdeutschen Sonntag durchzuführen. Dieser Vor­
schlag ist sowohl vom Rat der Nordelbischen evangelisch­
lutherischen Kirche wie auch für den Bereich der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Schleswig-Holsteins von der Kir­
chenleitung positiv aufgenommen worden. Im einzelnen geben 
wir für die Durchführung dieses Sonntages folgendes be­
kannt: 

1) Für den plattdeutschen Sonntag wird der 1. Sonntag nach 
Trinitatis, in diesem Jahr der 16. Juni, vorgeschlagen. 

2) Die Liturgie für den plattdeutschen Gottesdienst findet sich 
im plattdeutschen Gesangbuch. 

3) Als Predigttext wird 2. Kor. 4,5 vorgeschlagen: 
„Wi predigt nich uns sülm, wi predigt Christus: He is de 
Herr!" 

4) Als Bibelübersetzung steht die von Johannes Jessen (Van­
denhoeck und Ruprecht, Göttingen) zur Verfügung. Das 
„Plattdüütsch Gesangbook" ist im Breklumer Verlag er­
schienen. 

5) Der Arbeidskrink „Plattdüütsch in de Kark" ist bereit, 
nao:h Möglichkeit plattdeutsche Prediger zu vermitteln, 
wenn in der Gemeinde selbst ein solcher nicht zur Ver­
fügung steht. Wo für den Vormittagsgottesdienst kein 
plattdeutscher Prediger vermittelt werden kann, sollte 
überlegt werden, ob sich der Gottesdienst auf den Nach­
mittag oder Abend verlegen ließe. 

6) Es sollte auch erwogen werden, ob Kirchenälteste und 
Lektoren eingesetzt werden könnten. Der Arbeidskrink 
wird für diesen Fall plattdeutsche Lesepredigten zur Ver­
fügung stellen. 

7) Es wird viele Gemeinden geben, in denen der ganze Got­
tesdienst in plattdeutscher Sprache gehalten werden kann, 
andererseits wird es auch Gemeinden geben, in denen die 
plattdeutsche Sprache das Verständnis erschwert und darum 
unangebracht ist. In einer Reihe von Gemeinden wird zwar 
nicht der ganze Gottesdienst in plattdeutscher Sprache ge­
halten werden können, aber doch Teile daraus, etwa die 
Lesungen, einzelne Lieaer oder auch die Predigt. 

8) In Gemeinden, in denen die entsprechenden Voraussetzun­
gen gegeben sind, sollte erwogen werden, im Zusammen­
hang mit dem „Plattdiiütsch Siinndag" auch diese oder 
jene Gemeindeveranstaltung durchzuführen. 

9) Weitere Auskünfte und Arbeitsmaterial durch den Ar­
beidskrink „Plattdüütsch in de Kark" - Propst i. R. Johan­
nes Thies, 22 Elmshorn, Lupinenweg 1, Ruf (0 41 21) 
7 3140. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 

Im Auftrage: 

Scharbau 

Az.: 52 531 - 74 - XI 
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Jahrestagung für Gemeindehelferinnen 
und Gemeindehelfer 1974 

Kiel, den 3. April 1974 

Die Jahrestagung für Gemeindehelferinnen und -helfer 1974 
findet vom 20. bis 22. Mai unter dem Thema „Gemeindearbeit 
im Spannungsfeld der Bildungsreform" statt. Diakone im Ge­
meindedienst sind zur Teilnahme eingeladen. 

Tagungsort: Tagungsstätte Evangelische Akademie Nordelbien 
2360 Bad Segeberg, Marienstraße 31, 
Telefon O 45 51 / 30 97-99. 

Anmeldungen an das Landeskirchenamt Kiel, Dänische 
Straße 27/35, z. Hd. Herrn Oberlandeskirchenrat Dr. Rosen­
boom. 

Vorgesehene Tagungsfolge 

M o n t a g , 2 O. M a i 1 9 7 4 

10.00 Uhr Anreise 

10.30 Uhr Einführung in die Tagung und Begrüßung der 
Teilnehmer 

11.00 Uhr Zum gegenwärtigen Stand der Theologie 
Einführung in neue Entwicklungen und Trends 

Arbeitsgruppen: 

I. Altes Testament 
II. Neues Testament 

III. Systematische Theologie }
Referenten 
angefragt 

15.30 Uhr Motive und Konsequenzen der Bildungsreform 
Oberlandeskirchenrat Dr. Rosenboom, Kiel 

17.00 Uhr Aussprache und Bildung der Arbeitsgruppen 

19.30 Uhr Auf den Spuren des Apostels Paulus 
Filmbericht des Ev. Jugendpfarramtes der Prop­
stei Flensburg 

Dienstag, 21. Mai 1974 

8.00 Uhr Morgenandacht in der Hauskapelle 

9.00 Uhr Fortsetzung der theologischen Arbeitsgruppen 

15.30 Uhr Arbeitsgruppen zum Thema des Montag-Nach­
mittag 

A. Elementarbereich: Dr. Rosenboom 

B. Jugendliche: Eva Krangemann, Lisa Petersen 

C. Erwachsene: : Irminhild Plate, Harry Rohde 

19.30 Uhr Bericht der Arbeitsgruppen im Plenum 

M i t t w o c h , 2 2. M a i 1 9 7 4 

8.00 Uhr Abendmahlsgottesdienst in der Hauskapelle 

9.30 Uhr Fortsetzung der theologischen Arbeitsgruppen 

15.30 Uhr Das Bildungsdilemma der Kirche 
Akademiedirektor Pastor Klaus Lubkoll, 
Bad Boll 

17.00 Uhr Aussprache 

18.30 Uhr Abendessen und Abreise der Teilnehmer. 

Evangelisch-Lutherisches Landeskirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. Rosenboom 

Az.: 3025 - 74 - VIII 



Schrifttum 

Kiel, den 5. April 1974 

Im vergangenen Jahr erschien im Claudius-Verlag, München, 
eine Publikation von Waldemar Wilken mit dem Titel 

Ein Betrieb namens Kirche 

Menschenführung in Kirche und Gemeinde 
176 Seiten, Paperback DM 12,80 

Pastor Waldemar Wilken, Hamburg, Mitglied der General­
synode der VELKD und Leiter des Amtes für Öffentlichkeits­
arbeit der Hamburgischen Landeskirche, leistet mit diesem 
Buch einen Beitrag zu einem Problem, das wohl für alle kirch­
lichen Mitarbeiter relevant ist: die Frage nach Kommunika­
tion, Kooperation und Information. Die Kirche, so sieht der 
Verfasser es nach jahrelangen Studien, ist gut beraten, wenn 
sie Erkenntnisse moderner Betriebs- und Menschenführung in 
ihrem eigenen Bereich fruchtbar umsetzt. Er geht davon aus, 
daß Menschenführung erlernbar ist. 

Schrittweise und für Jedermann verständlich beschreibt er 
die Kirche als Großbetrieb unserer Zeit und zeigt ihre organi­
satorischen, innerbetrieblichen Schwächen. Sodann führt er 
seine Leser in die moderne Betriebswelt ein, wobei er durch­
aus Licht- und Schattenseiten kenntlich macht. Schließlich 
prüft er nüchtern und kritisch, was dem kirchlichen Betrieb 
aus der Praxis zeitgemäßer Betriebsorganisation zugute kom­
men könnte, und das ist, trotz des unverwechselbaren kirch­
lichen Auftrags, nach Auffassung des Autors nicht wenig. 

Az.: 9412 - 74 - IX/H 2 

Ausschreibung von Pfarrstellen 

Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Johannes 
S c h a c h t - A u d o r f , Propstei Rendsburg, wird zum 1. Sep­
tember 1974 frei und hiermit zur Bewerbung ausgeschrieben. 
Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes nach 
Präsentation des Propsteivorstandes. Bewerbungsgesuche mit 
Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind an den Propsteivor­
stand in 237 Rendsburg, Hollesenstraße 25, einzusenden. Die 
Kirchengemeinde St. Johannes Schacht-Audorf hat 2 Pfarr­
stellen und umfaßt ca. 4900 Gemeindeglieder. Gemeindezen­
trum mit Kirche, Gemeindehaus, Kindergarten und Pastorat 
(am Nord-Ostsee-Kanal); die 2. Predigtstätte ist die Kirche in 
Ostenfeld. Grund-, Haupt- und Realschule am Ort; Gymna­
sien in Rendsburg. Nähere Auskunft erteilt Pastor Voelz, 
2373 Schacht-Audorf, Dorfstraße 12, Tel. 0 43 31 / 911 69. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Ausgabe die­
ses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 St. Johannes Schacht-Audorf (1) - 74 - VI/C 5 

Die 3. Pfarrstelle der Heilig-Geist-Kirchengemeinde Pi n n e­
b e r g , Propstei Pinneberg, wird zur Bewerbung ausgeschrie­
ben. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes 
nach Präsentation des Propsteivorstandes. Bewerbungsgesuche 
mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind an den Propstei­
vorstand in 208 Pinneberg, Bahnhofstraße 29/31, einzusen­
den. Die Heilig-Geist-Kirchengemeinde Pinneberg umfaßt 
überwiegend Neubaugebiet mit jungen Familien. Gemeinde-
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zentrum, zwei Kindergärten und geräumige Dienstwohnung 
vorhanden. Von den Bewerbern wird Bereitschaft zur Zusam­
menarbeit (Team) erwartet. S-Bahn- und Autobahnverbindung 
nach Hamburg. Sämtliche Schulen am Ort. Nähere Auskunft 
erteilen die Pastoren Hauke Christiansen, 208 Pinneberg, 
Ossenpadd 27, Tel. 0 41 01 / 7 32 73 und Volkhart Lorentzen, 
208 Pinneberg, Ulmenallee 9, Tel. O 41 01 / 7 46 20. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Ausgabe die­
ses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Heilig-Geist-Kirchengemeinde Pinnneberg (3) -
74 - VI/CS 

Die zum 1. Mai 1974 errichtete Pfarrstelle für den Leiter 
des evangelischen Beratungszentrums in der Propstei K i e 1 
(9. Propsteipfarrstelle) wird zur Bewerbung ausgeschrieben. 
Die Besetzung erfolgt durch bischöfliche Berufung. Bewer­
bungsgesuche mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind an 
den Propsteivorstand in 23 Kiel 1, Postfach 3606, zu richten. 

Dem Beratungszentrum sind angeschlossen die Abteilungen 
Telefonseelsorge, Kinder-, Jugend- und Elternberatung. Das 
Beratungszentrum ist mit 2 Dipl.-Psychologen, 1 Sozialpäd­
agogen, 1 Schreibkraft und diversen Honorarkräften besetzt. 

Gesucht wird ein Pastor mit psychologischer Zusatzausbil­
dung. Berufserfahrung erwünscht. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Ausgabe die­
ses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Propsteipfarrstelle Kiel (9) - 74 - VI/C 5 

Die 2. Pfarrstelle der St. Nikolai-Kirchengemeinde in 
E 1 m s h o r n , Propstei Rantzau, wird zur Bewerbung aus­
geschrieben. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchen­
vorstandes nach Präsentation des Propsteivorstandes. Bewer­
bungsgesuche mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind an 
den Propsteivorstand in 22 Elmshorn, Kirchenstraße 3, einzu­
senden. Die St. Nikolai-Kirchengemeinde in Elmshorn mit 
3 Pfarrstellen liegt im Zentrum der Stadt Elmshorn und um­
faßt ca. 8000 Gemeindeglieder bei einer Predigtstätte. Ge­
räumige, moderne Wohnung und Gemeindehaus neben der 
Kirche. Mitarbeiter vorhanden. Verwaltungsarbeiten weitge­
hend durch den Kirchengemeindeverband. Sämtliche Schulen 
amt Ort. Vorortsbahnverbindung nach Hamburg. Nähere Aus­
kunft erteilt Pastor Pauls, 22 Elmshorn, Kirchenstraße 3, 
Telefon 0 41 21 / 31 21. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Ausgabe die­
ses Stikkes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 St. Nikolai-Kirchengemeinde in Elmshorn (2) -
74 - VI/CS 

• 

Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde W o h 1 d o r f - 0 h 1 -
s t e d t, Propstei Stormarn - Bezirk Bramfeld-Volksdorf -, 
wird zum 1. Oktober 1974 frei und hiermit zur Bewerbung 
ausgeschrieben. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchen­
vorstandes nach Präsentation des Propsteivorstandes. Bewer-



bungsgesuche mit Lebenslauf und Zeugnisabschriften sind an 
den Propsteivorstand in 2 Hamburg 67, Rockenhof 1, einzu­
senden. Die Kirchengemeinde Wohldorf-Ohlstedt liegt am 
nördlichen Stadtrand Hamburgs und umfaßt ca. 2600 Ge­
meindeglieder. Kirche, Gemeindehaus, Pastorat und Kinder­
garten vorhanden. Nähere Auskunft erteilt das Kirchenbüro, 
Telefon 6 OS 08 S2. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wodten nach Ausgabe die­
ses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Wohldorf-Ohlstedt - 74 - VI/CS 

* 

Die 2. Pfarrstelle der Kirdtengemeinde S c h 1 e s w i g St. 
Michaelis-Land mit dem Amtssitz in Jübek, Propstei Schles­
wig, wird zum 1. Juli 1974 frei und hiermit zur Bewerbung 
ausgeschrieben. Die Besetzung erfolgt durdt bisdtöfliche Er­
nennung. Bewerbungsgesuche mit Lebenslauf und Zeugnis­
abschriften sind an den Propsteivorstand in 238 Schleswig, 
Norderdomstraße 6, zu ridtten. 

Zum Bezirk dieser Pfarrstelle gehören 4 Ortschaften mit 
insgesamt ca. 2SOO Gemeindegliedern. Predigtstätten in Jübek 
und Idstedt. Modernes Pastorat und Gemeindehaus vorhanden. 
Grundschule am Ort; Haupt- und Realsdtule mit Schulbus zu 
erreichen; Gymnasien in Schleswig. Nähere Auskunft erteilt 
Pastor Barharn, 2381 Schuby, Telefon 0 46 21 / 4417. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nadt Ausgabe 
dieses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.:: 20 Schleswig St. Michaelis-Land (2) - 74 - VI/CS 

* 

Die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ra i s d o r f , Prop­
stei Plön, wird voraussichtlich zum lS. September 1974 frei 
und hiermit zur Bewerbung ausgeschrieben. Die Besetzung er­
folgt durdt Wahl des Kirdtenvorstandes nadt Präsentation des 
Propsteivorstandes. Bewerbungsgesudte mit Lebenslauf und 
Zeugnisabschriften sind an den Propsteivorstand in 2308 
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Preetz, Kirdtenstraße 33, einzusenden. Die Kirchengemeinde 
Raisdorf am Stadtrand von Kiel und von Preetz hat 2 Pfarr­
stellen und umfaßt ca. S600 Gemeindeglieder. Kirche, neues 
Pastorat, Kindergarten und Schwesternstation vorhanden. Ge­
meindezentrum im Bau. Grund- und Hauptsdtule am Ort; 
weiterführende Schulen in Kiel und Preetz. Nähere Auskunft 
erteilt der Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Pastor Heuck, 
2301 Raisdorf, St. Martinsweg 3. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Ausgabe die­
ses Stückes des Kirchlichen Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Raisdorf (1) - 74 - Vl/C S 

5 tel lena u s schrei bung 

Wer macht die Jugendarbeit in Burg? 

Die Stadt Burg (6000 Einwohner) liegt auf der Insel Feh­
marn, die seit 1963 durch die Fehmarnsundbrücke als Teil der 
Vogelfluglinie nach Skandinavien mit dem Festland verbunden 
ist. Durch den Fährverkehr nadt Dänemark sind viele Bundes­
bahn- und Grenzbeamte nadt Burg gekommen. Alle Schul­
arten, Geschäfte, Kindergarten, Krankenhaus. Im Sommer viel 
Fremdenverkehr. Meerwassersdtwimmbad. Keine Industrie. 

Für die Jugendarbeit steht ein Jugendheim zur Verfügung. 

2 Pfarrstellen, ca. 7000 Gemeindeglieder. 

Gewünscht wird: möglichst abgeschlossene pädagogische, 
psychologisdte oder soziologische Ausbildung (Sozialarbeiter, 
Sozialpädagoge, Diakon, Lehrer o. ä.) und praktische Erfahrung 
in evangelischer Jugendarbeit. Wichtig sind Selbständigkeit, 
Eigeninitiative, Ausdrucksvermögen. 

Vergütung nach KAT (je nach Voraussetzung). Mithilfe bei 
der Wohnungsbeschaffung. 

Bewerbungen an den Kirchenvorstand Burg/Fehmarn, z. Hd. 
Pastor Voß, 2448 Burg a. F., Breite Straße 47, Tel.: O 43 71 / 
22 so. 

Az.: 30 Burg a. F. - 74 - IX 

[ Personalien 

Ernannt: 

Am 28. März 1974 der Pastor Claus Jürgens e n, bisher 
Nordstrand, mit Wirkung vom 1. Juli 1974 zum Pastor 
der Melanchthon-Kirchengemeinde Bahrenfeld, Propstei 
Altona; 

mit Wirkung vom 1. April 1974 der bisherige Kirchenober­
inspektor Peter B u s c h zum Kirchenamtmann; 

mit Wirkung vom 1. April 1974 der bisherige Kirchenober­
inspektor Klaus-Peter Dr e w s zum Kirchenamtmann; 

mit Wirkung vom 1. April 1974 der bisherige Kirchenober­
inspektor Karl-Hermann S i e b k e zum Kirchenamtmann; 

mit Wirkung vom 1. April 1974 der bisherige Pastor Dr. Otto 
W a a c k zum Oberlandeskirchenrat beim Landeskirchen­
amt; 

am S. April 1974 der Pastor Helmuth K a 11 ä n e mit Wirkung 
vom 1. Januar 1974 zum Pastor der Kirchengemeinde 
Delve, Propstei Norderdithmarsdten; 

am S. April 1974 der Pastor Richard M a 11 e k, bisher in 
Jübek, mit Wirkung vom 1. Juli 1974 zum Pastor der 
Kirchengemeinde Neuengörs, Propstei Segeberg; 

am 5. April 1974 der Pastor Erich Hans M ü 11 er mit Wirkung 
vom 1. Januar 1974 zum Pastor der Kirchengemeinde 
Tellingstedt (2. Pfarrstelle), Propstei Norderdithmarschen. 

Eingeführt: 

Am 17. Februar 1974 die Pastorin Ingrid Ho man n als 
Pastorin in die 1. Pfarrstelle der Trinitatis-Kirdten­
gemeinde Hohenhorst, Propstei Stormarn - Bezirk Wands­
bek-Rahlstedt -; 



am 10. März 1974 der Pastor Herbert Kummet z als Pastor 
der Kirchengemeinde Süderlügum-Humptrup, Propstei 
Südtondern; 

am 10. März 1974 der Pastor Heinrich Reinhardt als Pa­
stor in die 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Oldenfelde, 
Propstei Stormarn - Bezirk Wandsbek-Rahlstedt 

Berufen: 

Am 28. März 1974 der Pfarrvikar Horst He c t o r mit Wir­
kung vom 1. Januar 1974 zum Pastor der Kirchengemeinde 
Barsbüttel (1. Pfarrstelle), Propstei Stormarn - Bezirk 
Wandsbek-Rahlstedt -; 

am 28. März 1974 der Pastor Johannes Nottrott, bisher in 
Toestrup, mit Wirkung vom 1. April 1974 zum Pastor 
der Christopherus-Kirchengemeinde Großlohe (2. Pfarr­
stelle), Propstei Stormarn - Bezirk Wandsbek-Rahl­
stedt 

In den Ruhestand versetzt: 

Zum 1. Juni 1974 Pastor Dr. Hans Rem p e 1 in Kiel; 

zum 1. Juni 1974 Pastor Gerhard Wo 1 f in Eddelak; 

zum 1. August 1974 Pastor Wilhelm He 11 in g er in Mölln; 

zum 1. September 1974 Pastor Gottfried Damm in Schön-
berg; 
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zum 1. September 1974 Pastor Helmut V o e 1 z in Schacht­
Audorf; 

zum 1. April 1975 Pastor Siegfried Be t h k e in Wöhrden. 

Gestorben: 

t 
Pastor i. R. 

Asmus Boger 
geboren am 19. 2. 1893 in Schrepperie, Kr. Flensburg, 

gestorben am 2. 2. 1974 in Glückstadt. 

Der Verstorbene wurde am 29. 4. 1936 in Kiel 
ordiniert, er war anschließend Provinzialvikar in 
Barmstedt und in Herzhorn. Von Oktober 1936 bis 
zu seiner Zurruhesetzung zum 1. 3. 1963 war er 
Pastor in Herzhorn. 
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